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Verkündet am 5.12.2006

André, JOS

als Urkundsbeamtin

der Geschäftsstelle

LANDGERICHT KÖLN

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL
In dem Rechtsstreit

des Rechtsanwalts Herbert Spoelgen als Nachlasspfleger für die Erben des am 29.09.2005 verstorbenen Herrn Dr. ..., Thomas‑Mann‑Str. 45, 53111 Bonn,

Klägers,

- Prozessbevollmächtigter: 
sich selbst vertretend ‑

g e g e n

die ... Bausparkasse AG, vertreten durch den Vorstand, die Herren .... , ... Köln,

Beklagte,

- Prozessbevollmächtigte:  
RAe CMS Hasche Siegle in Köln ‑

Frau ...., 42781 Haan,

Nebenintervenientin,

Prozessbevollmächtigte: 
RAin Heid‑Renner, Bismarckpassage 4, 40721 Hilden 

hat die 3. Zivilkammer des Landgerichts Köln auf die mündliche Verhandlung vom 14. November 2006 durch die Vorsitzende Richterin am Landgericht Eichhorn, die Richterin am Landgericht Kohn und die Richterin Dr. Grau

für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 26.623,55 € nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 16.02.2006 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte, mit Ausnahme der Kosten der Nebenintervention, die die Nebenintervenientin trägt.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand

Der Kläger ist von dem Amtsgericht Bonn (Az. 29 VI 61/06 Npfl.) bestellter Nachlasspfleger für die zunächst unbekannten Erben des am 29.09.2005 verstorbenen Dr. ... (im Folgenden: Erblasser). Ein Testa​ment wurde nicht aufgefunden. Zwischenzeitlich sind die gesetzlichen Erben ermittelt.

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Auszahlung eines Bausparguthabens. Mit der Ansparung dieses Guthaben hatte der Erblasser aufgrund eines am ... 1995 mit der Beklagten geschlossenen Bausparvertrags über eine Bausparsumme von 30.000 DM begonnen. Als Begünstigte für den Todesfall war auf dem Vertragsformular die hierüber auch informierte Nebenintervenientin, das Patenkind des Erblassers, bezeichnet. Dem Vertrag lagen die Vertragsbedingungen der Beklagten zugrunde. Unter dem ... 1998 erhöhte der Erblasser die Bausparsumme. In dem entsprechenden Formular (das sowohl für Neuabschlüsse als auch für Erhöhungsanträge gilt) findet sich in dem Abschnitt „Begünstigung für den Todesfall" die von einem Mitarbeiter der Beklagten nach Angaben des Erblassers, der sich die Möglichkeit offen lassen wollte, den Begünstigten ohne Zustimmung der Beklagten zu bestimmen, vorgenommene Eintragung „gemäß Testament"; rechts neben der hierfür vorgesehenen Zeile ist die Bemerkung „Bei Erhöh. nicht ausf." aufgedruckt.

Nach dem Tod des Erblassers wandte sich der Kläger mit der Bitte um Auszahlung des Bausparguthabens von 26.623,55 € an die Beklagte. Diese teilte mit Schreiben vom 16.02.2006 mit, dass das Guthaben aufgrund einer vorliegenden Begünstigung nicht zum Nachlass gehöre und dass der Vertrag auf die Begünstigte umgeschrieben werde. Die Nebenintervenientin verlangte unter dem 20.02.2006 nach einer entsprechenden Mitteilung über die Umschreibung die Auszahlung des Guthabens. Mit Schreiben vom gleichen Tag widerrief der Kläger die Bezugsberechtigung. Gleichwohl erfolgte die Auszahlung an die Nebenintervenientin.

Der Kläger ist der Ansicht, dass der Erblasser die Begünstigung der Nebenintervenientin am ... 1998 widerrufen habe, so dass das Guthaben nunmehr den Erben zustehe. Das Vorliegen eines Schenkungsversprechens zwischen dem Erblasser und der Nebenintervenientin bestreitet er mit Nichtwissen.

Er beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 26.623,55 € nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 16.02.2006 zu zahlen.

Die Beklagte und die Nebenintervenientin beantragen,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist zunächst der Ansicht, dass der Kläger nicht aktivlegitimiert sei. Selbst wenn nicht die Nebenintervenientin, sondern aufgrund der Eintragung „gemäß Testament" potentielle Erben begünstigt seien, so falle die Forderung nicht in den Nachlass, sondern stehe den Erben unmittelbar zu; nur diese könnten sich daher an die Beklagte wenden. Im übrigen sei es aber gar nicht zu einem wirksamen Widerruf der Begünstigung der Nebenintervenientin gekommen. Dies ergebe sich zunächst aus dem Vermerk rechts neben der für die Eintragung einer Begünstigung vorgesehenen Zeile, wonach der Widerruf einer Begünstigung nicht zusammen mit einer Erhöhung der Bausparsumme erfolgen dürfe. Des weiteren sei die Angabe „gemäß Testament" nicht bestimmt genug, zumal sich aus den Vertragsbedingungen' ergebe, dass eine Begünstigung nur bei Begünstigung einer anderen Person erlösche. Außerdem sei zur Auswechslung des Begünstigten die Zustimmung der Beklagten notwendig. Im übrigen sei der wahre Wille des Erblassers zu erforschen, und dieser gehe dahin, dass nicht der Staat, sondern die Nebenintervenientin in den Genuss des Guthabens kommen sollte. Sie behauptet zuletzt, dass zwischen dem Erblaser und der Nebenintervenientin ein Schenkungsversprechen vorgelegen habe.

Die Nebenintervenientin schließt sich dem Vortrag der Beklagten an. Sie behauptet darüber hinaus, dass der Erblasser ihr gegenüber nicht deutlich gemacht habe, dass er ihr Bezugsrecht ändern wollte. Man habe lediglich telefonisch darüber gesprochen, dass der Erblasser eventuell ein Testament fertigen wolle, wobei er aber deutlich gemacht habe, dass das Bausparguthaben bereits zu ihren Gunsten festgelegt sei. Sie ist zudem der Ansicht, dass die Frage der, Bezugsberechtigung zu Beginn des Vertragsverhältnisses klar geregelt gewesen und sodann nur die Höhe der Bausparsumme geändert worden sei.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach‑ und Streitstands wird auf die gewechselten Schriftsätze nebst zur Akte gereichter Anlagen Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Die zulässige Klage ist begründet.

Denn der Erblasser hat eine zunächst zugunsten der Nebenintervenientin getroffene Begünstigung zugunsten eventueller gewillkürter Erben widerrufen. Mangels Testaments geht jedoch die Begünstigung ins Leere, weshalb die Forderung auf Auszahlung des Bausparguthabens den nicht begünstigten gesetzlichen Erben gemäß § 1922 BGB i.V.m. § 700 BGB i.V.m. § 607 BGB a.F. zusteht und in den Nachlass fällt, so dass der Kläger als Nachlasspfleger bis zur Beendigung der Nachlasspflegschaft durch gerichtlichen Beschluss (§§ 1960, 1919 BGB) auch aktivlegitimiert ist.

Im Hinblick auf die Frage, ob der Erblasser die Begünstigung der Nebenintervenientin widerrufen hat, war der – isoliert eindeutige und keiner Auslegung bedürfende, vgl. Palandt/Heinrichs, BGB, 65. Aufl. 2006, § 133 Rz. 6 – Eintrag „gemäß Testament" auszulegen. Die Auslegung einer empfangs​bedürftigen Willenserklärung bestimmt sich nach dem objektiven Empfängerhorizont (Palandt/Heinrichs, § 133 Rz. 9, unter Bezugnahme auf die ständige Rechtsprechung des BGH). Es ist deshalb, ohne am Wortlaut der Erklärung zu haften, § 133 BGB, danach zu fragen, wie ein objektiver Dritter an Stelle der Beklagten, die als Vertragspartnerin des Bausparvertrages und eventuelle Auszahlungsverpflichtete aus einem Vertrag zugunsten Dritter Erklärungsempfänger war, diesen Eintrag verstehen musste. Gerade in der Zusammenschau mit der ersten Begünstigungserklärung führt dies bei verständiger Würdigung zu dem Ergebnis, dass der Erblasser an seiner ersten Begünstigungserklärung nicht festhalten wollte. Wäre es nur um die Erhöhung gegangen, hätte dieser Abschnitt des Antrags keiner Eintragung bedurft. Auch hätte, wenn der Erblasser hinsichtlich der Begünstigung der Nebenintervenientin hätte „sichergehen" wollen, eine erneute ausdrückliche Benennung der Nebenintervenientin erfolgen können. Aus der Tatsache, dass diese beiden naheliegenden Alternativen nicht gewählt wurden, kann nun aus Sicht der Beklagten nicht der Schluss gezogen werden, dass der Erblasser gleichwohl an der Begünstigung der Nebenintervenientin festhalten wollte. In diese Auslegung fügt sich auch der unwidersprochene Vortrag der Beklagten, dass der Eintrag auf Wunsch des Erblassers von einem ihrer Mitarbeiter vorgenommen worden sei, damit dem Erblasser die Möglichkeit eröffnet werde, unabhängig von der Zustimmung der Beklagten den oder die Begünstigten (testamentarisch) festzulegen, ein. Dem steht entgegen der Auffassung der Beklagten auch § 2084 BGB nicht entgegen, denn der hier gegebene Vertrag zugunsten Dritter auf den Todesfall gemäß §§ 328, 331 BGB ist ein gegenseitiger Vertrag unter Lebenden und keine letztwillige Verfügung.

Soweit die Beklagte einwendet, ein Widerruf der ersten Begünstigung habe nicht zugleich mit einer Erhöhung der Bausparsumme erfolgen können, was sich aus dem rechts auf dem Vertragsformular befindlichen Aufdruck „Bei Erhöh. nicht ausf." ergebe, geht dies fehl. Bei verständiger Würdigung lässt sich dies nicht so lesen, dass Begünstigungswiderruf/‑änderung und Erhöhung nie, auf einem Formular erfolgen dürfen, zumal der Sinn einer solchen Regelung, die dazu führen würde, dass ggf. ein doppeltes Tätigwerden des Kunden notwendig wäre, nicht ersichtlich ist. Die Formulierung ist vielmehr so zu deuten, dass bei bloßer Erhöhung und Fortgeltung der ursprünglichen Begünstigung ein erneutes Ausfüllen nicht erforderlich ist. Andernfalls wäre eine entsprechende ausdrückliche Regelung auch in den allgemeinen Vertragsbedingungen der Beklagten, die auch den Widerruf einer Begünstigung regeln, zu erwarten gewesen. Unklarheiten bei vorformulierten Verträgen gehen zu Lasten des Verwenders, § 5 AGBG a. F. (§ 305 c Abs. 2 BGB n.F.). Abgesehen davon müsste sich die Beklagte, selbst wenn nach ihrem Dafürhalten Erhöhung und Widerruf grundsätzlich getrennt erfolgen müssen, daran festhalten lassen, dass sie den von einem ihrer Mitarbeiter ausgefüllten Erhöhungsantrag mit der Eintragung in dem Abschnitt Begünstigung für den Todesfall" angenommen hat (Vorrang der Individualabrede, § 4 AGBG a.F. bzw. 305 b BGB n.F.).

Fehl geht des weiteren die Auffassung der Beklagten, aus ihren allgemeinen Vertragsbedingungen ergebe sich, dass der Widerruf einer Begünstigung nur erfolgen könne, wenn zugleich ein neuer Begünstigter bestimmt werde, wobei es sich bei dem neuen Begünstigten um eine „Person" handeln müsse und die Formulierung „gemäß Testament“ zu unbestimmt sei. Zunächst einmal findet sich eine Regelung, die einen Widerruf der Begünstigung nur dann zulässt, wenn ein neuer Begünstigter benannt wird, gerade nicht in den Vertragsbedingungen; dort findet sich vielmehr nur die den Austausch von Begünstigten regelnde Bestimmung, dass die Benennung eines neuen Begünstigten zum Erlöschen der alten Begünstigung führt. Abgesehen davon führte das von der Beklagten geschilderte Verständnis ihrer eigenen Vertragsbedingungen zu dem merkwürdigen Ergebnis, dass eine einmal erfolgte Begünstigung nicht mehr rückgängig gemacht werden könnte, wenn der Vertragspartner der Beklagten, aus welchen Gründen auch immer, keinen anderen Begünstigten benennen kann oder will. Auch insofern gelten im übrigen wiederum §§ 4, 5 AGBG bzw. §§ 305 b, c Abs. 2 BGB. Es kann daher für die Frage der Wirksamkeit des Widerrufs dahinstehen, ob die Begünstigung „gemäß Testament“ zu unbestimmt ist, wie die Beklagte meint, wobei hierfür auf der einen Seite spricht, dass es für die Beklagte von Interesse sein mag, im Todesfall definitiv zu wissen, an wen die Auszahlung zu erfolgen hat, auf der anderen Seite aber zu berücksichtigen ist, dass es der Mitarbeiter der Beklagten war, der diese Formulierung aufgenommen hat und dass die Beklagte den entsprechenden Antrag auch angenommen hat.

Der Einwand der Beklagten, sie müsse gemäß § 328 Abs. 2 BGB ihre Zustimmung zur Auswechslung des Begünstigten geben, greift ebenfalls nicht durch. Insofern sind ihr zum einen der dispositive Charakter der Norm und ihre eigenen, einen Begünstigtenwechsel regelnden Vertragsbedingungen und zum anderen wiederum das Tätigwerden des Mitarbeiters und die anschließende Annahme des Antrags entgegen zu halten, denn jedenfalls in letzterem wäre eine eventuell notwendige Zustimmung konkludent enthalten.

Es trifft des weiteren nicht zu, dass der Kläger nicht aktivlegitimiert ist, wenn die Begünstigung „gemäß Testament" lautet und hierdurch die erste Begünstigung wirksam widerrufen ist. Denn dies bedeutet bei verständiger Würdigung nicht, dass für den Fall des Fehlens eines Testaments automatisch die gesetzlichen Erben als Begünstigte „einrücken". Vielmehr muss ein objektiver Dritter an der Stelle der Beklagten dies so verstehen, dass der Erblasser neu erwägen wollte, wem er das Bausparguthaben zusammen mit der sonstigen Erbschaft zukommen lassen soll, dass er aber insofern zu keinem Ergebnis gekommen ist, weshalb eine Neubestimmung der Begünstigung nach Widerruf der ersten Begünstigung gerade nicht erfolgt ist. Die Folge hiervon ist aber gemäß § 1922 BGB, dass der Anspruch auf Auszahlung des vorhandenen Guthabens im Wege der Universalsukzession auf die gesetzlichen Erben übergeht und damit in den Nachlass fällt (vgl. Palandt/Edenhofer, § 1922 Rz. 2). Auch vor diesem Hintergrund ist daher letztlich irrelevant, ob die Formulierung „gemäß Testament" sogar von vorheherein zu unbestimmt war.

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 91, 101 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 ZPO.

Streitwert: 26.623,55 €

Eichhorn 




Kohn 




Dr. Grau
